
 
 

 

 
Wendtorf 

 
 

Planvorhaben: 8. Änderung B-Plan 2 - WoMo 
 
Stand: 02.06.2026 
 
 
Abwägungsvorschläge zu den folgenden Verfahrensschritten: 
 

• Beteiligung der Behörden und der sonstigen Träger öffentlicher Belange 
nach § 4 Abs. 2 BauGB in der Zeit:  05.08.2024 – 13.09.2024 

 

• Beteiligung der Öffentlichkeit - öffentliche Auslegung 
gemäß § 3 Abs. 2 BauGB in der Zeit:  19.08.2024 – 20.09.2024 

 
 
 

Teil I 
Stellungnahmen der Behörden und der sonstigen Träger  

öffentlicher Belange sowie der Nachbargemeinden 
 
 
Behörden, sonstige Träger öffentlicher Belange und Nachbargemeinden 
- inhaltliche Belange, Anregungen und Hinweise 
  
Die folgenden Behörden, sonstigen Träger öffentlicher Belange und Nachbargemeinden 
haben eine Stellungnahme abgegeben, in der inhaltliche Belange vorgetragen sowie 
Anregungen und Hinweise mitgeteilt werden: 
 

Nr. Behörden/TöBs Datum der Stellungnahme 

1 Abwasserzweckverband Ostufer Kieler Förde 01.10.2024 

2 AG-29 Arbeitsgemeinschaft der anerk. Naturschutzverbände 13.09.2024 

3 Archäologisches Landesamt Schleswig-Holstein 06.08.2024 

7 Gasunie Deutschland / BIL Portal 05.08.2024 

 12 Gewässerunterhaltungsverband Schönberger Au 21.08.2024 

14 Industrie- und Handelskammer zu Kiel 13.09.2024 

15 Kreis Plön - Kreisplanung 06.09.2024 

18 LBV SH – Landesbetrieb Straßenbau und Verkehr 09.09.2024 

20 Ministerium für Inneres, Kommunales - Landesplanung 10.09.2024 

29 LKN SH – Landesbetrieb für Küstenschutz, Nationalpark 09.09.2024 

30 Bundesamt für Infrastruktur, Umweltschutz der Bundeswehr 30.08.2024 
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Nr. Behörden/TöBs Datum der Stellungnahme 

33 Vodafone Deutschland GmbH     04.09.2024 

35 Schleswig-Holstein Netz AG 06.09.2024 

36 Stadtwerke Kiel AG 04.09.2024 

37 GMSH Gebäudemanagement SH 10.09.2024 

40 Landeskriminalamt SH - Kampfmittelräumdienst 05.08.2024 

41 Landesamt für Vermessung und Geoinformation SH 27.09.2024 

43 Ericsson Services GmbH / Deutsche Telekom 13.08.2024 

 
 
 

Behörden und sonstige Träger öffentlicher Belange sowie Nachbargemeinden 
- keine Abgabe einer Stellungnahme 
 
Die folgenden Behörden, sonstigen Träger öffentlicher Belange und Nachbargemeinden 
haben keine Stellungnahme abgegeben: 
 

Nr. Behörde/TöB/Nachbargemeinde 

4 BUND 

5 Deich- und Entwässerungsverband Probstei 

6 Ev.-Luth. Kirchenkreis Plön-Segeberg 

8 Gemeinde Barsbek über das Amt Probstei 

9 Gemeinde Lutterbek über das Amt Probstei 

10 Gemeinde Stein über das Amt Probstei 

11 Gemeinde Wisch über das Amt Probstei 

13 Handwerkskammer Lübeck 

16 Landesamt für Umwelt - LFU 

17 Landesamt für Landwirtschaft – Untere Forstbehörde 

19 Landwirtschaftskammer Schleswig-Holstein 

21 Ministerium für Inneres, Kommunales – Städtebau und Ortsplanung, Städtebaurecht 

22 Ministerium für Wirtschaft, Verkehr – Verkehr und Straßenbau 

23 NABU Schleswig-Holstein 

24 Schleswig-Holstein Netz AG 

25 Verkehrsbetriebe Kreis Plön 

26 Wasserbeschaffungsverband Panker-Giekau 

27 Wehrführer der Gemeinde Wendtorf 

31 Deutsche Post AG 

32 Deutsche Telekom Technik GmbH 

34 Dataport AöR 

38 Hauptzollamt Kiel 

39 Landesamt für Denkmalpflege 

42 Kirchenkreis Probsteierhagen 
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Teil II 
Private Stellungnahmen 

 
Es wurde keine private Stellungnahme abgegeben.  
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Teil I 
Stellungnahmen der Behörden und der sonstigen Träger  

öffentlicher Belange sowie der Nachbargemeinden  

 
Inhaltliche Belange, Anregungen und Hinweise 

 

Stellungnahmen  

- Anregungen, Bedenken und Hinweise 

Gemeindliche Stellungnahme und 
Abwägungsentscheidung 

1 Abwasserzweckverband Ostufer Kieler Förde 

Stellungnahme vom 01.10.2024 

 Ich nehme Bezug auf Ihr Beteiligungsschreiben 
vom 5.8.2024.  

 

In Ziff. 11 Ver- und Entsorgung der Begründung 
verweisen Sie auf die Zuständigkeit des Verbandes 
für die Schmutz- und Regenwasserbeseitigung.  

 

1. Schmutzwasserbeseitigung  

An der K44 in Höhe des geplanten Wohnmobil-
stellplatzes betreibt der AZV kein SW Kanalnetz. In 
der Straße Törn verläuft eine SW Druckrohrleitung, 
in die in Höhe Haus Nr. 1 an das zentrale 
Abwassersystem angeschlossen werden kann. 
Bezüglich der Schmutzwasserbeseitigung im 
Bereich des geplanten Gebietes bestehen somit 
keine Bedenken.   

 

2. Regenwasserbeseitigung  

An der K44 in Höhe des geplanten Wohnmobil-
stellplatzes betreibt der AZV keine RW 
Kanalanlage. Für das angrenzende Gewässer ist 
eine Einleiterlaubnis zu beantragen. Die 
technischen Anforderungen an die Einleitstelle sind 
mit dem AZV abzustimmen. Der geplante Umgang 
mit wild abfließendem Wasser von wasserge-
bundenen Flächen, die geplanten Mulden sowie die 
beiden Regenrückhaltebecken mit einer 
gemeinsamen gedrosselten Einleitung in das 
Gewässer sind mit der unteren Wasserbehörde 
Kreis Plön abzustimmen.   

 

 

 

Der Sachverhalt wird korrekt 
dargestellt. 

 

 
Kenntnisnahme. Die Stellungnahme 
wird zur Kenntnis genommen. Es 
werden keine abwägungsrelevanten 
Bedenken, Anregungen oder 
Hinweise vorgetragen. 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme. Die technischen 
Anforderungen an die 
Einleitungsstellen (3 Stück) werden im 
weiteren Verlauf der 
Erschließungsplanung mit dem AZV 
und der UWB abgestimmt und gemäß 
deren Vorgaben umgesetzt.  
Ein Antrag auf Einleitungserlaubnisse 
für die Einleitungen des 
Regenwassers in das Gewässer wird 
im Zuge der Genehmigungsplanung 
nach vorheriger Abstimmung mit der 
UWB gestellt. 

2 AG-29 Arbeitsgemeinschaft der anerkannten Naturschutzverbände SH 

Stellungnahme vom 13.09.2024 

 Vielen Dank für die Bereitstellung der Unterlagen 
zu vorstehend genannter Planung.   
 
Die in der AG-29 zusammengeschlossenen 
Naturschutzverbände haben keine grundlegenden 
Bedenken und stimmen hiermit der Planung 
grundsätzlich zu.  
 
Voraussetzung für diese Zustimmung ist die 
uneingeschränkte Einhaltung bzw. Umsetzung  
aller aufgezeigten Schutz,- Minimierungs- und 
Kompensationsmaßnahmen. 

Kenntnisnahme und Berücksichtigung 
im Rahmen der Bauausführung. Teil 
des Vorhabenbezogenen 
Bebauungsplanes (hier 8. Änd. BP2) 
ist der Durchführungsvertrag, in dem 
sich der Vorhabenträger zur 
Umsetzung der in den Planunterlagen 
beschriebenen Schutz,- 
Minimierungs- und 
Kompensationsmaßnahmen 
verpflichtet.  
 

3 Archäologisches Landesamt Schleswig-Holstein 
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Stellungnahmen  

- Anregungen, Bedenken und Hinweise 

Gemeindliche Stellungnahme und 
Abwägungsentscheidung 

Stellungnahme vom 06.08.2024 

 Nachdem auf der überplanten Fläche vom 
Archäologischen Landesamt Schleswig-Holstein  
im April 2023 bereits Voruntersuchungen 
durchgeführt und abgeschossen wurden, können  
wir nun keine Auswirkungen auf archäologische 
Kulturdenkmale gem. § 2 Abs. 2 DSchG  
SH in der Neufassung vom 30.12.2014 durch die 
Umsetzung der vorliegenden Planung  
mehr feststellen.  
 
Daher haben wir keine Bedenken und stimmen den 
vorliegenden Planunterlagen zu. 
 
Darüber hinaus verweisen wir auf § 15 DSchG SH: 
Wer Kulturdenkmale entdeckt oder findet, hat dies 
unverzüglich unmittelbar oder über die Gemeinde 
der oberen Denkmalschutzbehörde mitzuteilen. Die 
Verpflichtung besteht ferner für die Eigentümerin 
oder den Eigentümer und die Besitzerin oder den 
Besitzer des Grundstücks oder des Gewässers,  
auf oder in dem der Fundort liegt, und für die 
Leiterin oder den Leiter der Arbeiten, die zur  
Entdeckung oder zu dem Fund geführt haben. Die 
Mitteilung einer oder eines der Verpflichteten befreit 
die übrigen. Die nach Satz 2 Verpflichteten haben 
das Kulturdenkmal und die Fundstätte in 
unverändertem Zustand zu erhalten, soweit es 
ohne erhebliche Nachteile oder Aufwendungen von 
Kosten geschehen kann. Diese Verpflichtung 
erlischt spätestens nach Ablauf von vier Wochen 
seit der Mitteilung. 
 
Archäologische Kulturdenkmale sind nicht nur 
Funde, sondern auch dingliche Zeugnisse  
wie Veränderungen und Verfärbungen in der 
natürlichen Bodenbeschaffenheit. 
 
Für Fragen stehen wir Ihnen gerne zur Verfügung. 

Kenntnisnahme. Es werden keine 
abwägungsrelevanten Bedenken, 
Anregungen oder Hinweise 
vorgetragen. 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme. 
 
 
Kenntnisnahme. Die vorgetragenen 
Hinweise sind bereits in den 
Planunterlagen (Teil B, Ziffer B der 
Hinweise) enthalten. 

7 Gasunie Deutschland / BIL Portal 

Stellungnahme vom 05.08.2024 

 Leitungsauskünfte an die Gasunie Deutschland 
sind ab sofort ausschließlich über das BIL-Portal 
unter https://portal.bil-leitungsauskunft.de 
einzuholen.  
   
Bitte stellen Sie Ihre Anfrage unverzüglich erneut 
im BIL-Portal ein.  
   
Bei Zuständigkeit der Gasunie stellen wir Ihnen 
unsere Antwort dort als Download zur Verfügung.  
   
Das BIL-Online-Portal der BIL eG ist ein 
Bundesweites Informationssystem zur 
Leitungsrecherche und stellt eine umfassende 
branchenübergreifende Online-Leitungsauskunft 
bereit. Die Nutzung der BIL-Leitungsauskunft ist für 
Sie kostenlos und ermöglicht Ihnen, Ihre 

Kenntnisnahme und 
Berücksichtigung. Eine Anfrage im 
genannten Auskunftsportal wurde am 
25.02.2026 gestellt. Im Ergebnis sind 
keine der im Portal registrierten 
Treiber von der Planung betroffen. Die 
Planung ist damit mit den Belangen 
des Trägers öffentlicher Belange 
vereinbar. 
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Stellungnahmen  

- Anregungen, Bedenken und Hinweise 

Gemeindliche Stellungnahme und 
Abwägungsentscheidung 

Bauanfrage direkt online einfach und schnell zu 
formulieren.  
 
Ihr Vorteil: Sie müssen Ihre Bauanfrage nur 
einmalig formulieren und erreichen direkt alle an 
BIL teilnehmenden Leitungsbetreiber. Sind wir für 
Ihren angefragten Bereich nicht zuständig, erhalten 
Sie unmittelbar über BIL eine Negativauskunft.  
Ein weiterer Vorteil für Sie: Sie können Ihre in BIL 
eingestellte Bauanfrage über eine E-Mail-
Weiterleitungsfunktion direkt an weitere 
Leitungsbetreiber versenden, die derzeit noch nicht 
in BIL organisiert sind. Eine Stellungnahme erfolgt 
in diesen Fällen außerhalb des Portals.  
Weitere Informationen über BIL können Sie dem 
angehängten Infoblatt "BIL-Flyer-Bauwirtschaft" 
oder der Seite https://portal.bil-leitungsauskunft.de 
entnehmen.  
 
Wir bitten um Verständnis und bedanken uns für 
Ihre Mithilfe.  
   
Ein Informationsblatt zur Datenschutz-
Grundverordnung finden Sie unter 
www.gasunie.de/downloads  
-> Filter Datenschutz.  
   
Für Fragen stehen wir Ihnen gerne zur Verfügung. 

12 Gewässerunterhaltungsverband Schönberger Au 

Stellungnahme vom 21.08.2024 

 Der GUV Schönberger Au hat keine 
grundsätzlichen Bedenken zur o.g. Planung. Es 
wird jedoch darauf hingewiesen, dass das 
öffentliche Gewässer Nr. 2 im Norden des Gebietes 
verläuft und in der Unterhaltungslast des GUV 
Schönberger Au liegt.  
 
Gemäß § 5 Abs. 1 der Verbandssatzung des GUV 
Schönberger Au kann der Verband zur  
Durchführung seiner Räumpflicht Maschinen 
(Bagger) einsetzen. Die Grundstückseigen-
tümerinnen und Grundstückseigentümer sind 
verpflichtet, diese Maschinen auf ihren 
Grundstücken aufzunehmen und das Befahren 
ihrer Grundstücke sowie deren Überqueren durch 
Personal des Verbandes zu dulden. Gemäß § 5 
Abs. 2 der Satzung haben die Anliegerinnen und 
Anlieger an den Gewässern die Inanspruchnahme 
ihrer Grundstücke für die Ausführung der 
Unterhaltung mit Maschinen oder von Hand zu 
dulden. Sie haben den Aushub auf Ihren 
Grundstücken unentgeltlich aufzunehmen. Gemäß 
§ 6 Abs. 1 der Verbandssatzung dürfen 
Grundstücke im Verbandsgebiet nur so 
bewirtschaftet werden, dass die Unterhaltung  
der Gewässer nicht beeinträchtigt wird. Gemäß § 6 
Abs. 5 der Satzung dürfen innerhalb eines  
Streifens von 5 m von der oberen Böschungskante 
des Gewässers Bäume, Sträucher und  

Kenntnisnahme. Es werden keine 
abwägungsrelevanten Bedenken, 
Anregungen oder Hinweise 
vorgetragen. 

 

 
 
Kenntnisnahme und 
Berücksichtigung. Die Hinweise nach 
Möglichkeit durch Festsetzung von 
Gewässerrandstreifen im geforderten 
Ausmaß und mit entsprechenden 
Nutzungsbeschränkungen (GR) 
verbindlich festgesetzt. Die Vorgaben 
der Verbandssatzung des GUV 
Schönberger Au in ihrer aktuell 
gültigen Fassung sind darüber hinaus 
allgemeinhin beachtlich. 
Der Hinweis zu den Baum- und 
Strauchpflanzungen wird zur 
Klarstellung redaktionell in den 
Planunterlagen ergänzt. 
 
 
 
 
 
 
 

http://www.gasunie.de/downloads
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Stellungnahmen  

- Anregungen, Bedenken und Hinweise 

Gemeindliche Stellungnahme und 
Abwägungsentscheidung 

Hecken nur so gepflanzt werden, dass die 
Unterhaltungsarbeiten dadurch nicht erschwert  
werden. Es wird gebeten, den vorstehenden Text in 
die Begründung zum Bebauungsplan 
aufzunehmen.  
 
Der Betreiber des Wohnmobilplatzes hat 
sicherzustellen, dass der GUV Schönberger Au zur  
Unterhaltung des Gewässers Nr. 2 nach eigener 
Zeitplanung mit dem Bagger auf das  
Grundstück kommen und die Unterhaltung 
ordnungsgemäß durchführen kann. Insbesondere  
darf die Unterhaltung des Gewässers nicht durch 
Wohnmobile auf den im Bebauungsplan  
gekennzeichneten Plätzen 1- 25 behindert werden. 

 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme und 
Berücksichtigung. Die Umsetzung der 
Vorgaben zur Bewirtschaftung der 
Plätze 1-25 wird durch Aufnahme 
entsprechender Regelungen in den 
Durchführungsvertrag gesichert. 
Während der 
Unterhaltungsmaßnahmen werden die 
Stellplätze 1-25 für die Nutzung 
gesperrt und sind nicht buchbar. 
Diese Regelung wird in den 
Planunterlagen ergänzt. 

14 Industrie- und Handelskammer zu Kiel 

Stellungnahme vom 13.09.2024 

 Wir bedanken uns für die Einbindung in das 
Beteiligungsverfahren und die damit verbundene 
Möglichkeit, eine Stellungnahme zur Wahrung der 
Interessen der gewerblichen Wirtschaft abzugeben. 
 
Wir begrüßen die beabsichtigte Stärkung des 
regionalen Tourismus durch die Einrichtung eines 
hochwertigen touristischen Angebots, namentlich 
den geplanten Premium-Reise- und 
Wohnmobilstellplatz. Dieser trägt unter 
Berücksichtigung der in Wendtorf vorhandenen 
Ferienhäusern und Ferienwohnungen sowie dem 
voraussichtlich im November eröffneten Hotel zu 
einer zielgruppenorientierten Differenzierung des 
Angebots bei. Die Nachfrage sowohl nach 
Wohnmobilen als auch nach Stellplätzen befindet 
sich weiterhin auf einem hohen Niveau. So wird die 
Gemeinde Wendtorf den Erwartungen des Landes 
gemäß LEP 2021 für ein Plangebiet, das sich in 
einem Schwerpunktraum für Tourismus und 
Erholung befindet, gerecht. 
 
Darüber hinaus haben wir zur 20. Änderung des 
Flächennutzungsplans sowie zur 8. Änderung des 
Bebauungsplans Nr. 2 der Gemeinde Wendtorf 
keine Anmerkungen oder Hinweise. 

Kenntnisnahme. Die Stellungnahme 
wird zur Kenntnis genommen. Es 
werden keine abwägungsrelevanten 
Bedenken, Anregungen oder 
Hinweise vorgetragen 

15 Kreis Plön – Kreisplanung 

Stellungnahme vom 06.09.2024 

 Folgende Unterlagen wurden vorgelegt:   
- Entwurf zur 20. Änderung des FNP, Stand: 
04.07.2024  
- Begründung zur 20. Änderung des FNPs, Stand: 
04.07.2024  
- Umweltbericht für die 20. Änderung des FNPs, 
Stand: 08.07.2024  
- Entwurf zur Satzung über die 8. Änderung des 
vorhabenbezogenen Bebauungsplans Nr. 2, 
Einzeldokumente, Stand: 04.07.2024  

Der Sachverhalt wird korrekt 
dargestellt. 
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Stellungnahmen  

- Anregungen, Bedenken und Hinweise 

Gemeindliche Stellungnahme und 
Abwägungsentscheidung 

- Entwurf zur Satzung über die 8. Änderung des 
vorhabenbezogenen Bebauungsplans Nr. 2, 
Gesamtplan, Stand: 04.07.2024  
- Begründung zur 8. Änderung des 
vorhabenbezogenen Bebauungsplans Nr. 2,  
Stand: 04.07.2024  
- Umweltbericht für die 8. Änderung des 
vorhabenbezogenen Bebauungsplanes  
Nr. 2, Stand: 02.05.2024  
- Vorhaben- und Erschließungsplan zur 
vorhabenbezogenen 8. Änderung des  
Bebauungsplanes Nr. 2, Stand: 04.07.2024  
- Betreiberkonzept, Stand Juli 2024  
- Bestandkarte (Biotoptypenkartierung) für die 8. 
Änderung des B-Planes Nr.2, Stand: 10.07.2023 
- Fachbeitrag zum Artenschutzbericht für die 8. 
Änderung des B-Planes Nr.2, Stand: 28.06.2023  
- Kurzerläuterungsbericht A-RW1, Stand: 
13.09.2023  
- Erläuterungsbericht zum Entwässerungskonzept, 
Stand: 26.07.2024  
- Lageplan A-RW 1 – Nachweis, Stand: 23.09.2023  
- Lageplan Entwässerungskonzept, Stand: 
21.11.2022  
- Berechnung der Wasserhaushaltsbilanz,  
- Verkehrsgutachten für die 8. Änderung des 
vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 2, 
Stand: 13.10.2023   
- Lärmtechnische Untersuchung, Stand: 04.12.2023  
 
Die Gemeinde Wendtorf beabsichtigt mit der 8. 
Änderung des Bebauungsplanes Nr. 2 die 
Errichtung von Standplätzen für Reise- und 
Wohnmobile im Gebiet südlich der Straße Törn und 
Marina Wendtorf. Das Ziel ist es, den steigenden 
Bedarf an Stellplätzen für Reisemobile und 
Wohnmobile zu decken, insbesondere an 
touristisch attraktiven Orten wie Wendtorf, da 
derzeit die verfügbaren Stellplätze die Nachfrage  
nicht vollständig abdecken können.  
 
Ein weiteres Ziel ist die Neuorganisation der 
Stellplatzsituation an der Marina Wendtorf. 
Aufgrund der intensiven Nutzung des Gebietes gibt 
es momentan eine Stellplatzproblematik. Mit der 
Änderung des Bebauungsplans sollen insgesamt 
264 PKW-Stellplätze geschaffen werden, darunter 
110 PKW-Stellplätze auf einer Hauptfläche und 
weitere 154 PKW-Stellplätze auf Nebenflächen. 
Zudem sind Ladestationen für E-Autos vorgesehen, 
um das Angebot zu erweitern.  
 
Die Festsetzungen der gültigen 7. Änderung des 
Bebauungsplans Nr. 2 (rechtskräftig seit 2015) 
beschränken sich im Bereich der 8. Änderung des 
Bebauungsplans Nr. 2 derzeit auf die zulässige 
Nutzung Stellplätze, Bootslager und Tagesgäste (S 
+ W). Die geplante Einrichtung von Standplätzen 
für Reise- und Wohnmobile steht im Widerspruch 
zu diesen Vorgaben. Zur Verwirklichung der 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Der Sachverhalt wird korrekt 
dargestellt. 

 

 

 

 

 

 

 

Der Sachverhalt wird weitestgehend 
korrekt dargestellt. Ein Teil des 
Planungsziels ist das Schaffen von 
(teils temporären) Flächen für den 
ruhenden Verkehr zur Begegnung der 
aktuell vorhandenen Nachfrage nach 
PKW-Stellplätzen im Bereich der 
Marina. Die Errichtung von 
Ladestationen im Plangebiet ist 
allgemein zulässig.  

 

Der Sachverhalt wird korrekt 
dargestellt. 
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Stellungnahmen  

- Anregungen, Bedenken und Hinweise 

Gemeindliche Stellungnahme und 
Abwägungsentscheidung 

städtebaulichen Zielsetzungen ist daher im Hinblick 
auf die damit verbundenen fachlichen und  
sachlichen Erfordernisse eine Änderung des 
Bebauungsplans gemäß § 1 Abs. 3 BauGB 
unumgänglich. Die 8. Änderung des 
vorhabenbezogenen Bebauungsplans Nr. 2 erfolgt 
im Parallelverfahren gem. § 8 Abs. 3 BauGB mit 
der 20. Änderung des  
Flächennutzungsplans der Gemeinde Wendtorf.  
 
Aus städtebaulicher Sicht und aus Sicht der 
Ortsplanung bestehen seitens der  
Kreisplanung keine grundsätzlichen Bedenken. Ich 
verweise jedoch insbesondere auf  
die Stellungnahmen der Campingplatzaufsicht und 
der unteren Wasserbehörde und  
bitte diesbezüglich um Beachtung und Korrektur.  
 
 
 
Zu den Festsetzungen Text Teil B:  
 
Zu 2.1 Buchstabe c): Seitens der Kreisplanung wird 
empfohlen, die explizit aufgeführten Nutzungen 
auch in den textlichen Festsetzungen unter Art der 
baulichen Nutzung nach § 9 Abs. 1 Satz 1 BauGB 
und nicht nur auf der Planzeichnung den  
jeweiligen Baufeldern zuzuordnen (s. zum 
Vergleich 2.1 Buchstabe d). Die konkrete 
Zuordnung der zu realisierenden Nutzungen in den 
jeweiligen Baufenstern ist ebenfalls in der 
Begründung (siehe S. 17 unter 7.2) zu ergänzen.  
 
Des Weiteren ist der Begriff und die damit 
verbundene Nutzung der Aufenthaltsräume unter 
2.1 Buchstabe c bezüglich der Nutzung zu 
präzisieren und zu definieren, da dies einen großen 
Interpretationsspielraum in der Anwendung der 
Festsetzungen zulassen würde. Des Weiteren ist 
die thematisierte Begrifflichkeit „Aufenthaltsräume“ 
unter Art der baulichen Nutzung auf der 
Planzeichnung nicht aufgeführt.  
  
Ich verweise auf die fachbehördlichen 
Stellungnahmen:  
 
Die UNB teilt mit:  
Zum B-Plan:  
Zu der 8. Änderung des B-Planes Nr. 2 habe ich 
aus der Sicht des Naturschutzes folgende 
Anregungen vorzubringen.  
 
Die Ausgleichsbewertung ist nachvollziehbar 
abgearbeitet worden.  
 
Es fehlt der städtebauliche Vertrag bzw. 
Vertragsentwurf über die Bereitstellung der  
dargestellten Ausgleichsfläche.  
 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

Kenntnisnahme. Die Stellungnahme 
wird begrüßend zur Kenntnis 
genommen. Es werden keine 
abwägungsrelevanten Inhalte 
vorgetragen. Die Stellungnahmen der 
Unteren Wasserbehörde und der 
Campingplatzaufsicht werden im 
weiteren Planverfahren bearbeitet und 
entsprechend der u.g. Ausführungen 
berücksichtigt.  

 

 

Berücksichtigung. Die den Baufeldern 
in der Planzeichnung zugeordneten 
Nutzungen werden fortan klarstellend 
in den textlichen Festsetzungen 
(2.1.1, Buchstabe e)) aufgeführt. Die 
Begründung wird entsprechend 
redaktionell angepasst. 

 

 

 

Berücksichtigung. Der Begriff wird im 
Teil B entsprechend des angestrebten 
Nutzungszwecks konkretisiert. 

 

 

 

 

 

Kenntnisnahme. 

 

 

 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme. 
 
Kenntnisnahme und Berücksichtigung 
im weiteren Planverfahren. Der finale 
Vertrag für die Ausgleichsfläche wird 
den Planunterlagen bis zum 
Satzungsbeschluss beigefügt. 
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Stellungnahmen  

- Anregungen, Bedenken und Hinweise 

Gemeindliche Stellungnahme und 
Abwägungsentscheidung 

 
Die artenschutzrechtlichen Maßnahmen gemäß 
Artenschutzbericht zur Baufeldfreimachung sind 
einzuhalten.  
 
 
Der artenreiche Flutrasen ist nach § 30 Abs. 2 S. 2 
Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) i.V.m. § 21 
Abs. 1 Nr. 6 Landesnaturschutzgesetz (LNatSchG) 
als gesetzlich geschütztes Biotop anzusehen. Für 
die Inanspruchnahme des artenreichen  
Flutrasens für die Schaffung eines geplanten 
Fußweges ist eine naturschutzrechtliche  
Befreiung gemäß § 67 BNatSchG erforderlich.  
Der Antrag ist rechtzeitig vor Beginn der 
Erschließung bei der UNB einzureichen.  
 
  
Die untere Wasserbehörde teilt mit:  
Zum F-Plan:  
Zum derzeitigen Planungsstand des F.-Plans 
bestehen keine Bedenken von Seiten der unteren 
Wasserbehörde. Für weitere Details zur hier 
vorbereiteten 8. Änderung des B.-Plan Nr. 2 
verweise ich auf meine Stellungnahme zum 
genannten Verfahren.  
 
Zum B-Plan:  
Die hier vorgelegten Unterlagen sind für eine 
abschließende Bewertung noch nicht ausreichend 
und müssen konkretisiert werden. Gegen die 
Planung bestehen Bedenken und wird seitens der 
unteren Wasserbehörde in seiner jetzigen Form  
abgelehnt. Die Sicherstellung der Erschließung wird 
aus wasserrechtlicher Sicht momentan nicht in 
Aussicht erstellt.  
 
Der AZV Ostufer Kieler Förde ist für die in der 8. 
Änderung des B.- Plan Nr. 2 dargestellten Fläche 
abwasserbeseitigungspflichtig (§ 44 LWG). In der 
Ortslage Wendtorf betreibt der AZV zentrale 
Schmutz- und Niederschlagswasseranlagen. Der  
Schmutz- und Niederschlagswasseranschluss an 
die zentrale Kanalisation, Behandlungsanlagen 
sowie die Abwassereinleitung in die Gewässer hat 
entsprechend §§ 8, 60, 57 und 83 WHG zu 
erfolgen.   
 
 
 
Es ist von Seiten des Abwasserbeseitigungs-
pflichtigen zu klären, inwieweit die vorhandene 
Kanalisation und die Kläranlage in der Lage sind, 
das zusätzliche Schmutzwasser aus dem 
Plangebiet aufzunehmen. Das Ergebnis mit evtl. 
nötigen Hinweisen ist der unteren Wasserbehörde 
vorzulegen.  
 
 
 

 
Kenntnisnahme und Berücksichtigung 
im Rahmen der Bauausführung.  
 
 
 
Kenntnisnahme.  Der Antrag ist 
rechtzeitig durch den Vorhabenträger 
bei der UNB zu stellen.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme. Es wird auf die 
Ausführungen zur Stellungnahme der 
UWB zur. 8. Änd. Des BP 2 
verwiesen. 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme, s.u. 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme. Der AZV betreibt auf 
Höhe des Plangebietes laut eignen 
Aussagen (s. Stellungnahme Nr. 1) 
keine RW Kanalanlage und kein 
Schmutzwasserkanalnetz. Die 
Vorgaben des WHG werden durch 
das vorliegende 
Entwässerungskonzept (s. Kap. 12 
Begründung (s. Anhang der 
Planunterlagen zur 8.Änd. BP2) 
umgesetzt und sind im Zuge der 
Bauausführung einzuhalten. 
 
Kenntnisnahme und 
Berücksichtigung. Seitens des AZV 
liegt eine positive Stellungnahme zum 
Anschluss an das vorhandene 
Schmutzwasserkanalsystem vor. 
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Stellungnahmen  

- Anregungen, Bedenken und Hinweise 

Gemeindliche Stellungnahme und 
Abwägungsentscheidung 

 
Die Fläche des B.-Plangebiets liegt außerhalb von 
Einzugsgebieten erlaubter Niederschlagswasser-
einleitungsstellen. Aufgrund der bislang vorgelegten 
Unterlagen, gehe ich davon aus, dass eine neue 
Einleitungserlaubnis nach § 8 WHG beantragt  
werden muss. Es ist zwar umfassend eine 
Entwässerung geplant und mit mir vorabgestimmt 
worden, jedoch fehlt – wie auch in der Begründung, 
als auch in den Unterlagen zur Entwässerung 
dargestellt – der lokale Nachweis nach A-RW 1 am  
Gewässer. Dieser ergibt die mögliche 
Einleitungsmenge, nach der ggf. die geplante  
Rückhaltung und Ableitung ausgelegt werden kann.  
Im Rahmen des B.-Planverfahrens sind in den B.-
Planunterlagen prüffähige Aussagen und 
Nachweise hierzu vorzulegen (§§ 47, 51 und 52 
LWG). 
 
Sollte es durch die mit diesem B.-Plan 
entstehenden Flächen zu Abweichungen von 
bestehenden wasserrechtlichen Erlaubnissen bzw. 
Genehmigungen kommen, so sind neue  
Einleitungserlaubnisse bzw. Genehmigungen mit 
entsprechenden Planungsunterlagen zu 
beantragen.Das Einreichen der entsprechenden 
Nachweise bzw. Antragsunterlagen bei der unteren 
Wasserbehörde muss zeitnah erfolgen. Erst  
nach Einreichung der Unterlagen kann über die 
Erlaubnisfähigkeit der Anträge und damit über die 
Sicherung der Erschließung im B.-Planverfahren 
entschieden werden (s. Punkt 2 Einführungserlass 
ARW-1 vom 10.10.2019).  
 
Bei den Nachweisen einer ordnungsgemäßen 
Niederschlagswasser-beseitigung wird auf den 
gemeinsamen  
Erlass des Ministeriums für Energiewende, 
Landwirtschaft, Umwelt, Natur und Digitalisierung 
(MELUND) und des Ministeriums für Inneres, 
ländliche Räume und Integration des Landes 
Schleswig-Holstein (MILI) zum landesweiten 
Umgang mit Regenwasser in Neubaugebieten 
„Wasserrechtliche Anforderungen zum Umgang mit  
Regenwasser in Neubaugebieten in Schleswig-
Holstein – Teil 1: Mengenbewirtschaftung“ (A-RW-
1) vom 10.10.2019 hingewiesen.  Es ist ein 
Entwässerungskonzept zur abschließenden 
Bewertung mit entsprechender  
Nachweiserbringung zur Sicherstellung der 
ordnungsgemäßen Niederschlagswasser-
beseitigung der 8. Änderung des B.-Plans Nr. 2 
vorzulegen. Es werden weiterhin folgende Hinweise 
für die Niederschlagswasserbeseitigung  
gegeben: Die anerkannten Regeln der Technik 
(z.B. die DWA A-102) fordern seit Ende  
2020 eine Trendumkehr der abflussdominierten 
Niederschlagswasserbeseitigung.  
Die Einhaltung eines natürlichen Wasserhaushalts 
unter der Beachtung der Versickerung, der 

 
Kenntnisnahme und 
Berücksichtigung. Ein Antrag auf 
Einleitungserlaubnisse für die 
Einleitungen des Regenwassers in 
das Gewässer wird im Zuge der 
Genehmigungsplanung nach 
vorheriger Abstimmung mit der UWB 
gestellt. 
Im Zuge der Führung des A-RW1-
Nachweises wurde der lokale 
Nachweis für die mögliche 
Einleitungsmenge geführt und der 
UWB übergeben.  
Für das Entwässerungskonzept wurde 
eine niedrigere Einleitungsmenge 
angesetzt als ermittelt und der UWB 
übergeben.  
Die tatsächlich zulässigen 
Einleitungsmengen, auch die der 
beiden Entwässerungsgräben im 
Westen des Plangebietes, werden 
durch die UWB im Zuge der 
Genehmigungsplanung im Detail 
festgelegt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme und 
Berücksichtigung. Der Anteil der voll 
versiegelten Flächen ist in dem 
Plangebiet gering gehalten worden 
und entspricht dem Kerngedanken der 
DWA A-102. Es sind 
wassergebundene Wege (Sandwege) 
vorgehen. In gleicher Größe des 
wassergebundenen Standplatzes ist 
jeweils eine ergänzende Rasenfläche 
als Aufenthaltsfläche vorgesehen. 
Stand- und Stellplätzen sind 
Grünflächen  
Eine Versickerung des Regenwassers 
ist aufgrund der anstehenden Böden 
und des geringen 
Grundwasserabstandes nicht möglich. 
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Stellungnahmen  

- Anregungen, Bedenken und Hinweise 

Gemeindliche Stellungnahme und 
Abwägungsentscheidung 

Verdunstung und dem Abfluss muss bei der 
Planung/Überplanung für neue Bauvorhaben 
Beachtung finden. Die Vorhabenträger müssen 
eine Schädigung des Wasserhaushalts begründen, 
bzw. begründen, warum diese nicht vermieden 
werden kann.  
 
Entsiegelungen von z.B. Stellplätzen und die 
Begrünung von Dachflächen können die 
Flächenrückhaltung am Ursprung verbessern, 
natürlichere Abflussverhältnisse schaffen und 
Starkregenspitzen und Schadstoffeinträge  
minimieren und ausgleichen. 
 
Die Einleitung von Regenwasser ins Grundwasser 
z.B. durch Versickerungsanlagen oder Baumrigolen 
oder die Nutzung von Zisternen und die damit 
einhergehende Entlastung unserer Gewässer im 
Kreis Plön wird von der unteren Wasserbehörde 
ausdrücklich begrüßt.  
 
Das Plangebiet ist generell zur Nutzung von 
Geothermie (Erdwärme) geeignet. Für  
den Bau und Betrieb einer Geothermieanlage 
(Erdwärmesonden, Brunnensysteme,  
flache Erdwärmekollektoren) muss eine 
wasserrechtliche Erlaubnis bei der unteren  
Wasserbehörde beantragt werden.   
 
Die untere Bodenschutzbehörde teilt mit:  
Zur F-Plan:  
Seitens der uBB bestehen keine Bedenken gegen 
die vorliegende Planung.  
Für weitere Hinweise wird auf die Stellungnahme 
zur vorhabenbezogenen 8. Änderung  
des B-Plans Nr. 2 verwiesen.  
 
  
Zum B-Plan:  
Im Plangebiet ist nach derzeitigem Kenntnisstand 
weder ein altlastverdächtiger Standort noch ein 
Altstandort oder eine Altablagerung gemäß §§ 2 
Abs. 5 und Abs. 6 Bundes-Bodenschutzgesetz 
(BBodSchG) erfasst.  
Aufgrund des in den Planungsunterlagen 
dargestellten Flächenbedarfs und den damit  
einhergehenden Bodenbewegungen ist ein 
Bodenschutzkonzept nach DIN 19639 für  
die aus der vorliegenden Planung hervorgehende 
Bauplanung zu erstellen. Das Bodenschutzkonzept 
ist mit der uBB abzustimmen und dieser spätestens 
einen Monat vor Vergabe der Bauleistungen 
unaufgefordert zur Prüfung vorzulegen.  
 
Im Plangebiet befinden sich im regionalen 
Vergleich hauptsächlich Böden mit einer  
sehr hohen Ertragsfähigkeit. Gemäß § 1 
BBodSchG ist die Funktionsfähigkeit des  
Bodens zu erhalten und zu fördern. Um das 
Auftreten schadhafter Bodenverdichtungen zu 

 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme und 
Berücksichtigung, s.o. 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme. Es werden keine 
abwägungsrelevanten Inhalte 
vorgetragen. 
 
 
 
 
Kenntnisnahme. Die Nutzung von 
Geothermie ist nicht geplant. Es 
werden somit keine 
abwägungsrelevanten Inhalte 
vorgetragen. 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme. Es wird auf die 
Ausführungen zur Stellungnahme der 
UBB zur. 8. Änd. des BP 2 verwiesen. 
 
 
 
 
  
Kenntnisnahme und Berücksichtigung 
im Rahmen der Bauausführung. Ein 
Bodenschutzkonzept nach den 
genannten Vorgaben ist rechtzeitig 
durch den Vorhabenträger bei der 
UNB vorzulegen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme und Berücksichtigung 
im weiteren Planverhalten. Die 
genannten Hinweise werden in die 
Begründung der Planunterlagen 
aufgenommen und sind als geltendes 
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- Anregungen, Bedenken und Hinweise 

Gemeindliche Stellungnahme und 
Abwägungsentscheidung 

verhindern, sind bei Baumaßnahmen auf 
unbefestigten und stark beanspruchten Flächen 
(insbesondere Zufahrt/Baustraßen) Arbeitsgeräte 
mit breitem Kettenfahrwerk einzusetzen bzw. 
Lastverteilungsplatten auszulegen. Für  
Nivellierungsarbeiten ist bevorzugt Bodenmaterial 
aus dem Plangebiet zu nutzen. Spätere Grün-
/Freiflächen sind nach Möglichkeit weder zu 
befahren noch mit sonstigen Auflasten zu 
versehen. Sämtliches abgetragenes Bodenmaterial 
ist einer ordnungsgemäßen und möglichst 
standortnahen Verwertung/Entsorgung zuzuführen. 
Bei der Verwertung oder Entsorgung bei dem 
Vorhaben anfallenden Bodens sind die 
Anforderungen nach §§ 6-8 BBodSchV bzw. der 
Ersatzbaustoffver-ordnung einzuhalten.  
 
Seitens der uBB bestehen keine Bedenken gegen 
die vorliegende Planung.  
 
  
Der Denkmalschutz teilt mit:  
Zum B-Plan:  
Im Plangeltungsbereich sind keine gesetzlich 
geschützten Bau- und Gründenkmale erfasst.  
Laut Archäologischem Atlas SH liegt der 
Plangeltungsbereich in einem Archäologischen 
Interessengebiet. Da grundsätzlich Belange der  
Bodendenkmalpflege betroffen sein können, ist 
eine Abstimmung dieser Planung mit dem 
Archäologischen Landesamt SH erforderlich.  
 
  
Der öff.-rechtl. Entsorgungsträger teilt mit:   
Zum B-Plan:  
Es wird insgesamt auf die Stellungnahme vom 
22.12.2022 verwiesen.  
 
 
 
 
 
 
Die Abfallentsorgung in der Gemeinde Wendtorf 
erfolgt gem. § 15 Abs. 6 und 7 der  
Satzung über die Abfallwirtschaft des Kreises Plön. 
Je nach Volumina der Behälter, werden die 
Behälter entweder nur vom Straßenrand  
oder bis zu 20m von der nächsten mit einem 
Müllwagen befahrbaren Straße entfernt geholt und 
zurückgestellt. 
 
 
 
Lt. Planunterlagen soll der Behälterstandplatz direkt 
am Schleusenweg errichtet werden. Auf dem 
Lageplan ist dieser jedoch weiterhin nicht direkt am 
Rand dieser Straße eingezeichnet.  
 
 

Fachrecht im Zuge der 
Bauausführung zwingend einzuhalten.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme. Es werden keine 
abwägungsrelevanten Inhalte 
vorgetragen. 
 
 
 
Kenntnisnahme und 
Berücksichtigung. Eine Abstimmung 
mit dem Archäologischen Landesamt 
hat bereits stattgefunden. Es wird auf 
die Ausführungen der aktuellen 
Stellungnahme des Trägers 
öffentlicher Belange (06.08.2024) 
verwiesen.  
 
 
Kenntnisnahme. Aus der 
Stellungnahme vom 22.12.2022 
ergeben sich keine über die 
Ausführungen der vorliegenden 
Stellungnahme hinausgehenden 
abwägungsrelevanten Inhalte. 
Entsprechend wird auf die Ausführung 
zur vorliegenden Stellungnahme 
verwiesen.  
 
Kenntnisnahme. Die Vorgaben der 
Satzung über die Abfallwirtschaft des 
Kreises Plön in ihrer aktuell gültigen 
Fassung werden durch die 
vorliegende Planung berücksichtigt 
und sind im Rahmen der 
Bauausführung einzuhalten. Ein 
Hinweis hierzu wird redaktionell in die 
Begründung zur 8. Änd. des BP2 
aufgenommen. 
 
Kenntnisnahme und 
Berücksichtigung. In den 
Planunterlagen werden fortan der 
Behälterstandplatz an der Privaten 
Verkehrsfläche A, der sich im 20m 
Radius des Schleusenweges befindet, 
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Gemeindliche Stellungnahme und 
Abwägungsentscheidung 

 
 
 
 
 
 
Da die Bio- und Restabfallbehälter bis einschl. 240l 
Volumen ausschließlich im Rahmen der 
„Straßenrandentsorgung“ entleert werden, müssen 
diese Behälter an den Abfuhrtagen durch den 
Campingplatzbetreiber direkt am Schleusenweg 
bereitgestellt werden.Die übrigen Behälter werden 
max. 20m vom Schleusenweg entfernt abgeholt 
und zurückgestellt. Insofern muss der Standplatz 
innerhalb dieser Entfernung errichtet  
werden oder auch hier muss eine satzungsgemäße 
Bereitstellung durch den Campingplatzbetreiber 
erfolgen.  
 
Bei der Planung eines Behälterstandplatzes sollten 
folgende Aspekte berücksichtigt  
werden:  
Der Standplatz sowie die Wege dorthin müssen 
niveaugleich, eben und beleuchtet sein. Ebenso 
muss der Untergrund trittsicher sowie ausreichend 
tragfähig sein, damit die Behälter nicht „versinken“. 
Die Zugänge und Wege müssen ausreichend breit 
sein.  
Die Beseitigung von Gefährdungen durch Eis und 
Schnee auf dem Platz und den Wegen ist 
sicherzustellen.  
Der Standplatz muss an den Abfuhrtagen frei 
zugänglich sein.  
Es empfiehlt sich, den Standplatz (vor allem die 
Bioabfallbehälter) vor direkter  
Sonneneinstrahlung zu schützen.  
Die Erfahrung zeigt, dass die Behälterstandplätze 
häufig zu klein dimensioniert  
werden. Je Müllbehälter sollte folgender 
Flächenbedarf berücksichtigt werden:  
80l, 120l und 240l Behälter: 0,75m x 0,85m  
770l und 1.100l Behälter: 1,50m x 1,30m  
Außerdem ist eine Bewegungsfläche von 1m Breite 
bei einseitiger Aufstellung und von  
1,50m Breite bei beidseitiger Aufstellung zu 
berücksichtigen, um die Behälter rangieren  
zu können.  
 
Die Verkehrsaufsicht teilt mit:  
Zum B-Plan:  
Gegen den vorhabenbezogenen B-Plan Änderung 
Nr. 2.8 im Parallelverfahren § 8 (3) BauGB mit F-
Planänderung Nr. 20, der Gemeinde Wendtorf, Amt 
Probstei, bestehen in verkehrlicher Hinsicht seitens 
der Straßenverkehrsbehörde des Kreises Plön  
(Verkehrsaufsicht) keine Bedenken, sofern der 
nachfolgende Hinweis berücksichtigt wird:  
 
Sämtliche verkehrsregelnde Maßnahmen 
(Aufstellung von Verkehrszeichen etc.)  

sowie ergänzend der temporärer 
Behälterstandplatz für die 
Straßenrandentleerung festgesetzt. 
Details zur Müllabfuhr sind der 
Begründung (Kap. 12) zu entnehmen. 
 
Kenntnisnahme. Der Hinweis ist bei 
Betrieb der geplanten Nutzung vom 
Vorhabenträger zu berücksichtigen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme, s.o. Bei der 
Herstellung der Behälterstandplätze 
sind die Vorgaben der Satzung über 
die Abfallwirtschaft des Kreises Plön 
in ihrer aktuell gültigen Fassung 
allgemeinhin beachtlich. Ein Hinweis 
hierzu wird redaktionell in die 
Begründung zur 8. Änd. des BP2 
aufgenommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme und Berücksichtigung 
entsprechend folgender 
Erläuterungen: 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme. Die vorgetragenen 
verkehrsregelnden Maßnahmen sind, 
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Gemeindliche Stellungnahme und 
Abwägungsentscheidung 

werden erst nach Abschluss des jeweiligen F- bzw. 
B-Planverfahrens sowie Durchführung einer 
entsprechenden Verkehrsschau durch gesonderte  
verkehrsrechtliche Anordnungen endgültig 
festgesetzt.  
 
Folglich ist der Straßenverkehrsbehörde des 
Kreises Plön nach Abschluss/Durchführung, ggf. 
schon während des Verfahrens, ein 
entsprechendes Beschilderungskonzept 
(Beschilderungsplan) zur Prüfung vorzulegen.  
 
Ferner wird darauf hingewiesen, dass für die 
Herstellung von Zu- u. Abfahrten in bzw.  
aus dem Plangebiet, welche den Verkehr auf der K 
44 beeinflussen werden, vorab die  
Stellungnahme der Straßenbaubehörde (LBV.SH, 
Standort Rendsburg) einzuholen ist.  
 
  
Die Bauaufsicht teilt mit:  
Zum B-Plan:  
Ich verweise auf meine Stellungnahme vom 
12.01.2023.  
 
Stellungnahme vom 12.01.2023: 
„Da es vermehrt Beschwerden gibt an den Kreis 
(Landrätin und Bauaufsicht) bzgl. Der 
Stellplatzproblematik in der Marina insbesondere 
durch deren Anwohner und Feriengäste, dass die 
vorhandenen Stellplätze zu wenig sind, durch 
Umnutzung als Abstellplatz für Anhänger (gerade 
Pferdeanhänger, der immer längs der Fahrbahn 
steht) und die kostenlose Nutzung durch 
Tagesgäste, ist es nicht zielführend die 
festgesetzten Stellplätze vom B-Plan Nr. 2, 7. 
Änderung massiv zu reduzieren.  Es ist schon 
schlimm genug, dass diese festgesetzten 
Stellplätze bisher durch die Eigentümer bzw. 
Gemeinde nicht umgesetzt worden sind. Das ist 
nicht in Verantwortung und Aufgabe vom Kreis; 
lediglich für Neubauten und 
genehmigungspflichtigen Nutzungsänderungen mit 
den erforderlichen Stellplatznachweis ist die 
Bauaufsicht zuständig bzw. nach der neuen LBO 
2022 auch nur noch reduziert.  Die Bauaufsicht 
konnte u.a. bisher kein schwimmendes Ferienhaus 
genehmigen da jedes Mal der Nachweis des 
Stellplatzes nicht vorgelegt werden konnte, da die 
Stellplatzanlage dort nicht hergerichtet, geschweige 
auch mal beantragt, wurde. Auf dem geplanten 
Teilgebiet (vom B-Plan Nr. 2, 7. Änderung) waren 
bisher 354 Stellplätze für Tagesgäste, 154 
Stellplätze für die Häuser „Flying Dutchmann“, 
„Drachen“ und „Zugvögel“ sowie 100 Stellplätze für 
Hafenlieger und Tagesgäste somit gesamt = 608 
Stellplätze in der 7. B-Planänderung festgesetzt.  
Nun sind in der geplanten 8. B-Planänderung nur 
noch ca. 130 PKW Stellplätze auf der befestigen 
Hauptfläche und ca. 152 PKW Stellplätze auf der 

wie richtig erkannt, nicht Teil des 
Bebauungsplanverfahren. Der 
Hinweis ist damit nicht 
abwägungsrelevant. 
 
Kenntnisnahme. Das 
Beschilderungskonzept ist Teil einer 
nachgelagerten Verkehrsschau und 
damit im Rahmen des 
Bauleitplanverfahrens nicht 
abwägungsrelevant.  
 
Kenntnisnahme und 
Berücksichtigung. Eine Abstimmung 
mit dem LBV.SH erfolgt bereits im 
Zuge des Bauleitplanverfahrens. 
 
 
 
 
Kenntnisnahme.  
 
 
 
 
 
Grundsätzlich ist in Bezug auf 
Möglichkeiten für den ruhenden 
Verkehr zwischen öffentlichen 
Parkplätzen und privaten Stellplätzen 
zu unterscheiden. Das Vorhandensein 
eines erheblichen Mangels an 
Möglichkeiten zum Parken im Bereich 
der Marina wird seitens der Gemeinde 
nur teilweise geteilt. Für die Behebung 
des (saisonal) auftretenden Defizites 
ist grundsätzlich, wie bereits in der 
Stellungnahme vom 12.01.2023 
korrekt dargestellt, die Gemeinde 
durch Herstellung und Nachweis 
öffentlicher Parkplätze auf eigenen 
Flächen zuständig.  
 
Die Flächen des Plangebietes 
befinden sich nicht im gemeindlichen 
Eigentum. Bei der 7. Änderung des 
Bebauungsplanes Nr. 2 handelt es 
sich um eine vorhabenbezogene 
Planung inkl. eines städtebaulichen 
Vertrages zwischen Gemeinde und 
dem privaten Investor. Die 
Bauleitplanung greift damit nicht in die 
gesicherte Rechtsposition Dritter ein. 
Weiterhin ist das Planvorhaben bis 
dato nicht umgesetzt worden, so dass 
auch kein rechtlich gesicherter 
Nachweis der ausgewiesenen 
Stellplätze vorliegt oder die Stellplätze 
privaten Personen gesichert 
zugeordnet sind.  
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Nebenfläche geplant. Damit würden nur noch 282 
Stellplätze gegenüber 608 Stellplätze der 7. B-
Planänderung auf dieser Fläche zur Verfügung 
stehen. Das entspricht nur noch 46,38 % der 
festgesetzten Stellplatzflächen gegenüber der 7. B 
Planfestsetzung. Das ist entschieden zu gering. Die 
Ausweisung der Stellplätze für die Häuser „Flying 
Dutchmann“, „Drachen“ und „Zugvögel“ sowie der 
Stellplätze für Hafenlieger (für die schwimmenden 
Ferienhäuser) sollten explizit wieder geplant und 
dargestellt werden.  
 
Ist eine Grundfläche für Sanitär und 
Infrastrukturgebäude mit ca. 250m² groß genug, 
wenn dort auch noch eine Betriebsleiterwohnung 
oder Wohnung für Bereitschaftspersonal eingeplant 
ist? Nach heutigen Stand sollten bei einer 
Betriebsleiterwohnung bei einem 4 Personen-
Haushalt 130m² Wohnfläche eingerechnet werden.  
Die erforderlichen Stellplätze fürs Personal bzw. 
auch Betriebsleiterwohnung sind entsprechend 
auszuweisen.“ 
 
Es ist nicht nachvollziehbar, wenn in der v.g. 
Stellungnahme die Reduzierung der Stellplätze von 
608 (B-Plan Nr. 2, 7. Änderung) auf 282 Stellplätze 
massiv bemängelt wird und nun in dem hier neu 
vorgelegten Entwurf nochmal die Stellplätze auf 
264 verringert werden. Die Stellplätze sind 
entschieden zu gering.  
 
Die in Zukunft geplanten weiteren Stellplätze im 
Bereich der Marina und auf anderen Flächen 
(insgesamt ca. 325 Stück) ist hier sehr fraglich. 
Dieses hätte gleichzeitig mit in den B-Plan 
aufgenommen werden können. damit die fehlenden 
Stellplätze gegenüber den B-Plan Nr. 2, 7. 
Änderung ausgeglichen werden.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Durch die Aufstellung der 8. Änderung 
des Bebauungsplanes Nr. 2 wird die 
bestehende Anzahl an öffentlichen 
Parkplätzen nicht berührt.  
 
Gleichwohl ist i.S.d. 
Abwägungsgebotes des § 1 Abs. 7 
BauGB die Umwidmung einer Fläche, 
auf der bisher private Stellplätze 
ausgewiesen worden als Belang 
einzustellen. Gleichermaßen 
abwägungsrelevant sind die aktuell 
vorhandene Nachfrage nach Flächen 
für den ruhenden Verkehr im Bereich 
der Marina, der durch die Planung 
ausgelöste Stellplatzbedarf sowie die 
Belange des Vorhabensträgers bzw. 
die Zumutbarkeit zum Beanspruchen 
dessen privater Flächen zur 
Herstellung von Stellplätzen, die der 
Behebung des allgemeinen Mangels 
öffentlicher Parkplätze im Bereich der 
Marina dienen sollen.  
Durch das geplante Bauvorhaben – 
der Errichtung eines 
Wohnmobilstellplatzes – wird 
naturgemäß kein Bedarf an 
zusätzlichen Stellplatzflächen 
ausgelöst. Sämtliche geplante 
Nutzungen und Einrichtungen sind 
dem Wohnmobilstellplatz zuzuordnen. 
Gleichzeitig werden im Zuge der 
Planungen ca. 160 dauerhaft 
verfügbare sowie weitere ca. 110 
temporär (bei entsprechender 
Bedarfslage, s. hierzu 
Durchführungsvertrag) verfügbare 
Stellplatze geschaffen, die zur 
Deckung der allgemein vorhandenen 
Nachfrage nach Flächen für den 
ruhenden Verkehr herangezogen 
werden können. 
 
Die Berücksichtigung der o.g. Belange 
erfolgt innerhalb des planerischen 
Ermessens der Gemeinde (§ 1 Abs. 3 
BauGB). Hiernach wird die 
Neuausweisung von insgesamt ca. 
260 Stellplätzen als zweckdienlich 
und angemessen angesehen, um die 
städtebauliche Ordnung zu wahren 
bzw. wiederherzustellen. 
 
Berücksichtigung. Die genannten 
Festsetzungen werden fortan in den 
Planunterlagen mit Maßketten 
versehen.  
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Die Baufenster /Baugrenzen sind zu vermassen. 
Die Parkplatzflächen sind zu vermassen, sodass 
erkennbar ist wie groß der Abstand und 
Zwischenabstände zu den Grünflächen sein muss.  
 
  
Die Campingplatzaufsicht teilt mit:  
Zum B-Plan:  
Von Seiten der Campingplatzaufsicht werden 
folgende Hinweise gegeben:  
 
Zur textl. Festsetzung Nr. 2.1 Buchstabe a):   
Es ist der rechtlich korrekte Begriff Standplätze für 
Reise- und Wohnmobile (statt Stell-) zu verwenden 
(siehe § 1 Abs. 2 und 3 Landesverordnung über 
Camping- und Wochenendplätze - Camping- und 
Wochenendplatzverordnung - CWVO).  
 
Die in der vorgelegten Planzeichnung dargestellten 
Standplätze weisen die vorgeschriebene 
Mindestgröße gem. § 13 CWVO von 50 m² nicht 
auf.   
Auf der Planzeichnung ist der Maßstab 1:1000 
angegeben, aber dieser ist als Ausdruck 
anscheinend herunterskaliert.  
 
Ich bitte um Überprüfung und Beachtung der 
Mindestgröße. Für eine Einordnung als 
Premiumplatz sollten die Standplätze wesentlich 
größer bemessen werden als die Mindestgröße.  
 
Die in der Planzeichnung dargestellten Wege sind 
zu knapp bemessen, auch hier ggf. aufgrund einer 
Skalierung. Hier ist § 4 Abs. 2 und 3 CWVO zu 
beachten: Campingplätze müssen durch innere 
Fahrwege ausreichend erschlossen werden. Die 
Fahrwege müssen mindestens 5,50 m breit sein. 
Für Fahrwege, die Ausweichstellen haben, für 
Fahrwege mit Richtungsverkehr und für Stichwege 
von höchstens 100 m Länge genügt eine Breite von 
3 m. Zufahrt und innere Fahrwege müssen jederzeit 
für die Fahrzeuge der Feuerwehr und des 
Rettungsdienstes befahrbar sein.  
 
Zur textl. Festsetzung Nr. 5.2:  
Wie bereits tel. mit dem Planungsbüro abgestimmt, 
ist die Festsetzung hinsichtlich der Unterbrechung 
der Heckenpflanzung der privaten Grünflächen 
zugunsten von Durchgängen auf je 
Heckenabschnitt einmal max. 1,50 m zu 
konkretisieren.  
Es darf keine „Durchlöcherung“ der Eingrünung 
erfolgen.  
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Berücksichtigung. Die Begrifflichkeit 
wird in den Planunterlagen 
entsprechend der CWVO redaktionell 
angepasst. 
 
 
 
Kenntnisnahme. Die Stellungnahme 
wird nicht geteilt. Die Standplätze 
weisen alle eine Größe von 
mindestens 60-90 m² auf. Sie 
überschreiten die Mindestgröße 
weitestgehend deutlich. Die 
Einordnung als Premiumplatz wird 
damit als gerechtfertigt angesehen. 
Die Planzeichnung ist 
maßstabsgetreu erstellt worden. 
 
 
 
Kenntnisnahme, s.o. Die dargestellten 
Wege erfüllen sämtliche 
Rahmenvorgaben hinsichtlich der 
verkehrlichen Erschließung inklusive 
der Vorgaben des § 4 CWVO.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme und 
Berücksichtigung. Die vorgetragenen 
Anforderungen an die 
Heckenpflanzung werden in den Teil 
B der Planunterlagen aufgenommen 
und sind damit beachtlich. 
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In der Begründung unter Nr. 11 Ver- und 
Entsorgung (S. 32) wird unter dem Punkt  
Wasserversorgung / Löschwasser hinsichtlich der 
Löschwasserversorgung lediglich auf die Gebäude 
und (PKW-)Stellplätze eingegangen.  
Es fehlen Angaben zur Sicherstellung der 
Löschwasserversorgung für den Camping- 
(Wohnmobil-) Platzbereich.  
Gem. § 7 Abs. 4 CWVO dürfen Campingplätze nur 
betrieben werden, wenn die Löschwasserver-
sorgung aus einer Druckleitung mit Hydranten oder 
aus Gewässern über besondere Einrichtungen für 
die Löschwasserentnahme dauernd gesichert ist. 
 
 
Bei Campingplätzen ist die Löschwassermenge von 
400 Liter pro Minute über einen Zeitraum von zwei 
Stunden sicherzustellen.  
Gem. § 7 Abs. 5 CWVO muss von jedem 
Standplatz und jedem Aufstellplatz ein Hydrant 
oder eine Löschwasserentnahmestelle in höchstens 
200 m Entfernung jederzeit erreichbar sein. Die 
Löschwasserentnahmestellen müssen über eine  
gesicherte Zufahrt für Feuerwehrfahrzeuge 
verfügen und die Löschwasseransaugstellen 
jederzeit verfügbar gehalten werden.  
 
Die in der Planzeichnung festgesetzten Privaten 
Grünflächen, Freizeit- und Wegegrün  
(PG FWG) dienen als Brandgassen und sind 
dementsprechend zu benennen (§ 1 Abs.  
1 CWVO).  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Weiterhin fehlen in der Begründung unter Nr. 11 
Ver- und Entsorgung konkrete Angaben zur Ver- 
und Entsorgung der Wohnmobile (z.B. ob Grau- 
/Schmutzwasserentsorgung durch Bodenablauf, 
Sani-Station, Entleerung der Chemietoiletten in 
Ausguss usw.).  
 
 
Im Betreiberkonzept wird unter dem Punkt 
Ökologische Aspekte die Planung eines  
niedrigen Energiebedarfs in Verbindung mit 
geringer Lichtverschmutzung beschrieben.  
 
Gem. § 8 CWVO müssen die Fahrwege auf 
Campingplätzen sowie Treppen und  
Absätze auf sonstigen begehbaren Flächen 
ausreichend beleuchtet sein. Die Beleuchtung soll 

Kenntnisnahme und 
Berücksichtigung. Für den 
Brandschutz wird in Abstimmung mit 
der Feuerwehr im Rahmen der 
Bauausführung ein Hydrant im 
Plangebiet gesetzt. Die Umsetzung 
des Hydranten wird durch 
entsprechende Regelungen im 
Durchführungsvertrag sichergestellt. 
Die Ausführung und Einbindung ins 
Trinkwassernetz erfolgt in 
Abstimmung und nach Vorgaben des 
Wasserversorgers WBV Panker-
Giekau.  
 
Kenntnisnahme und 
Berücksichtigung, s.o. Die Anordnung 
im Plangebiet und die Ausgestaltung 
des Hydranten hat gem. 
Durchführungsvertrag nach den 
einschlägigen gesetzlichen Vorgaben 
zu erfolgen. Eine ausreichende 
Löschwasserversorgung ist damit 
sichergestellt. 
 
 
 
Kenntnisnahme. Dem Hinweis wird 
teilweise gefolgt. Im Plangebiet 
werden ausreichend Brandgassen an 
den gem. § 7 CWVO erforderlichen 
Stellen (max. 20 Stellplätze 
erschließend) und in der 
erforderlichen Breite vorgesehen und 
entsprechend in der Planzeichnung 
benannt („PG BG“): Die genannten 
Privaten Grünflächen „Freizeit- und 
Wegegrün“ sind für ihren 
namensgebenden Nutzungszweck 
vorgesehen und für die Einhaltung der 
brandschutzrechtlichen 
Anforderungen nicht erforderlich.  
 
Kenntnisnahme und 
Berücksichtigung. Es werden 
entsprechende Erläuterungen in der 
Begründung (Kap. 12 Ver- und 
Entsorgung) ergänzt. Die dort 
erläuterte Schmutzwasserentsorgung 
ist mit dem AZV abgestimmt.  
 
Kenntnisnahme und 
Berücksichtigung. Ein Hinweis zur 
insekten- und fledermausfreundlichen 
Beleuchtung wird in den Teil B der 
Planunterlagen aufgenommen und ist 
im Zuge der Bauausführung 
verpflichtend umzusetzen. 
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mit tier- und insektenfreundlichen Leuchtmitteln 
erfolgen.  
 
Laut Begründung unter Nr. 5.2.1 sollen alle 
Einrichtungen am Platz unter Berücksichtigung der 
Barrierefreiheit konzipiert werden. Ein Teil der 
Standplätze soll als barrierefreie Standplätze 
hergestellt werden.  
Dies wird ausdrücklich begrüßt.  
Ich verweise zudem auf § 11 CWVO: Auf 
Campingplätzen ist eine ausreichende  
Anzahl an Waschplätzen, Duschen und Toiletten so 
herzurichten, dass sie von Menschen mit 
Behinderungen, alten Menschen und Personen mit 
Kleinkindern ohne fremde Hilfe zweckentsprechend 
benutzt werden können.  
 
In der Begründung wird unter Nr. 5.2.1 ein Self-
Check-in beschrieben und dass ein vollständig 
autonomer Betrieb derzeit noch nicht vorgesehen 
ist.  
Ich verweise vorsorglich auf § 15 Abs. 2 CWVO:  
Während des Betriebes des Campingplatzes muss 
die Betreiberin oder der Betreiber oder die 
Platzleitung ständig erreichbar sein. Auf 
Campingplätzen mit mehr als 50 Standplätzen (hier 
der Fall) muss eine der in Satz 1 genannten 
Personen nachts anwesend sein.  
 
 
 
 
 
 
Die Stabsstelle Tourismus teilt mit:  
Zum B-Plan:  
Bezugnahme auf die Stellungnahme vom 
16.01.2023.  
 
Stellungnahme vom 16.01.2023: 
Zum B-Plan:  
Das Projekt ist aus touristischer Sicht sehr zu 
begrüßen. Urlaub mit dem Wohnmobil ist ein  
Trend mit stetigen Wachstumsraten, welcher durch 
Corona einen weiteren Schub bekommen  
hat. Die vorhandenen Wohnmobilstellplätze im 
Kreis können die Nachfrage bei Weitem nicht  
befriedigen. Mit einem zusätzlichen Angebot 
können Suchverkehre und Wildparken vermindert  
werden. Im Ferienzentrum Wendtorf mit seinem 
Yachthafen, Ferienhäusern und Ferienwohnungen 
in unmittelbarer Strandnähe ist ein Wohnmobil-
stellplatz hervorragend platziert und wertet die 
Region in touristischer Hinsicht auf.   
Der Kreis Plön strebt eine nachhaltige Tourismus-
entwicklung, das heißt, ein quantitatives und  
qualitatives Wachstum an. Das touristische Umfeld 
in der Gemeinde Wendtorf (Probstei) bietet  
große Potentiale vor allem für Radtouren und 
Wanderungen, Wassersport, Reiten und Golfen.  

 
 
 
Kenntnisnahme und 
Berücksichtigung. Eine ausreichende 
Barrierefreiheit der Standplätze und 
sanitären Anlagen wird durch die 
vorliegenden Planunterlagen 
gewährleistet. Es wird auf die 
Ausführungen der Begründung der 8. 
Änderung des BP2 zur Barrierefreiheit 
verwiesen.  
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme. Es wird auf die 
Ausführungen des Betreiberkonzeptes 
verwiesen. Die ständige 
Erreichbarkeit der Betriebsperson 
während des Betriebes wird durch die 
Einrichtung von Notrufvorrichtungen 
gewährleistet. Bei Bedarf 
(Hauptsaison, hohe Besucheranzahl) 
wird eine Betriebsleiterwohnung im 
Plangebiet errichtet, so dass die 
zuständige Person sich dauerhaft im 
Plangebiet aufhalten kann. Die 
Einhaltung des § 15 Abs. 2 CWVO ist 
darüber hinaus im Rahmen des 
Baugenehmigungsverfahrens zu 
gewährleisten.  
 
 
 
Kenntnisnahme, s.u. 
 
 
 
 
Kenntnisnahme. Es werden keine 
abwägungsrelevanten Inhalte 
vorgetragen. 
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Die Fläche liegt im Tourismusschwerpunktraum. 
 
Im Sinne der Nachhaltigkeit sollten für einen 
geplanten Wohnmobilpark Aspekte wie Qualität,  
eine Service-/Verleihstation für Bedarfe der 
Wohnmobilisten, umweltschonende Maßnahmen  
wie Nutzung erneuerbarer Energien, Photovoltaik, 
LED’s, Perlatoren in Wasserhähnen, Verwendung 
umweltschonender Reinigungsmittel etc. 
mitgedacht und soweit wie möglich  
umgesetzt werden.  
 
  
 
 
 
 
 
 
 
Weiteres Verfahren:  
 
Bitte kennzeichnen Sie im weiteren Verfahren 
Änderungen in Text und Zeichnung  
gegenüber dem jeweils vorhergehenden 
Verfahrensschritt. 
 
Zu den kommenden  
Verfahrensschritten und auch für andere 
Bauleitpläne rege ich an, die Beteiligungen  
gem. §§ 3, 4 BauGB parallel auch über www.bob-
sh.de durchzuführen.  

 
 
Kenntnisnahme. Die Hinweise werden 
im nach Möglichkeit wie folgt in die 
Planung integriert:  

- Umfangreiches Service 
Angebot für Wohnmobilisten 
(s. Betreiberkonzept) 

- E-Ladesäulen sind im 
Plangebiet zulässig (Teil B) 

- Photovoltaik ist verpflichtend 
auf Dachflächen herzustellen 
(Teil B) 

- Insektenfreundliche 
Beleuchtung (Teil B) 

- Umweltschonende Ver- und 
Entsorgungsstation 
(Erschließungsplanung, 
Betreiberkonzept)  

 
 
 

Kenntnisnahme und Berücksichtigung 
im weiteren Planverfahren. 
 
 
 
Kenntnisnahme. 

18 LBV SH – Landesbetrieb Straßenbau und Verkehr 

Stellungnahme vom 09.09.2024 

 Die anliegenden Unterlagen, die auch ins Internet 
unter 8. Aend B 2 Wendtorf gestellt sind, werden 
mit der Bitte um Abgabe der Stellungnahme 
überreicht.  
 
Seitens des LBV-SH wird folgendes bemerkt:  
 
Gemäß § 29 (1) Straßen- und Wegegesetz (StrWG) 
des Landes Schleswig-Holstein in der  
Fassung der Bekanntmachung vom 25.11.2003 
(GVOBI. Seite 631), dürfen außerhalb der  
festgesetzten Ortsdurchfahrt Hochbauten jeder Art 
an der Kreisstraße K 44 in einer Entfernung bis zu 
15 m, gemessen vom äußeren Rand der 
befestigten, für den Kraftfahrzeugverkehr 
bestimmten Fahrbahn, nicht errichtet werden.  
Die Anbauverbotszone ist nachrichtlich in der 
Planzeichnung des B-Plan und F-Plan dar- 
zustellen.  
 
Die Stellplätze an der K 44 liegen z. T. in der 
Anbauverbotszone. Aus heutiger Sicht spricht 
nichts dagegen, wenn folgende Punkte 
berücksichtigt werden.  

Der Sachverhalt ist korrekt dargestellt.  

 

 

 

 

Kenntnisnahme und 
Berücksichtigung. Die 
Anbauverbotszone ist bereits in der 
Planzeichnung der 8. Änd. des BP2 
enthalten und wird fortan auch in der 
Planzeichnung der 20. Änd. des FNP 
dargestellt. 

  
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme und 
Berücksichtigung. Die Blendung von 
Verkehrsteilnehmern kann durch 
verbindlich festgesetzte 
Heckenanpflanzung / -erhaltung in 
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- Die Blendung der Verkehrsteilnehmer der K 44 
muss verhindert werden. 
- Es muss ausgeschlossen sein, dass Personen, 
insbesondere Kinder unvermittelt auf die 
Kreisstraße laufen.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Wie in der Beschreibung der Planung beschrieben, 
soll die Verkehrsanbindung des Plangebietes über 
die vorhandene Feldzufahrt an die K 44 im Süden 
erfolgen. Mögliche fußläufige Verbindungen sind in 
nördliche Richtung über eine Brücke der Au und in 
östliche Richtung an einen vorh. Gehweg geplant.  
 
Bei der verkehrlichen Erschließung des 
Plangebietes zur Kreisstraße sind die Sicherheit  
und Leistungsfähigkeit der Einmündung bzw. des 
Knotenpunktes durch ausreichende Fahrbahn-
breiten, Sichtfelder etc. zu gewährleisten.  
 
An der Einmündung von Erschließungsstraßen sind 
Sichtflächen gem. RAST 06 (Ausgabe 2006) Ziff. 
6.3.9.3 auszuweisen.  
Die Sichtflächen sind von jeglicher Bebauung und 
Bepflanzung zwischen 0,80m und 2,50m Höhe über 
Fahrbahnoberkante dauernd freizuhalten.  
Ggf. sind flankierende Maßnahmen wie 
(Halteverbot, Geschwindigkeitsbeschränkung,  
Lichtsignalanlagen etc.) erforderlich. Auch die 
Anlage von Müllcontainerstellplätzen sowie  
die zum Einwerfen und zum Entleeren notwendigen 
Halteflächen müssen außerhalb des Sichtfeldes 
vorgesehen werden. Innerhalb der Sichtflächen 
dürfen keine Parkplätze ausgewiesen werden.  
 
An der Einmündung von Erschließungsstraßen sind 
Sichtflächen gem. RAL (Ausgabe  
2012) Ziff. 6.6.2 (Haltesicht, Bild 40) auszuweisen.  
 
 
 
 
 
 
Die technische Ausbildung und der Bau der 
Einmündung der Erschließungsstraße sowie  
der Zufahrt darf nur im Einvernehmen mit dem 
LBV-SH erfolgen.  
Rechtzeitig vor Beginn der Arbeiten an den 
Einmündungen sind dem LBV-SH Standort  
Rendsburg Planunterlagen (RE-Entwürfe) in  
3-facher Ausfertigung zur Prüfung und Ge- 

Verbindung mit den im Umweltbericht 
enthaltenen Vorgaben zur 
Ausgestaltung, Pflege und zum Erhalt 
der Grünstrukturen verhindert werden, 
da hierdurch eine dauerhafte 
natürliche Barriere zwischen 
Plangebiet und der K44 geschaffen 
wird. Die straßenbegleitenden, 
dauerhaft zu erhaltenden 
Grünstrukturen fungieren gleichzeitig 
als physische Barriere, durch die 
Kinder vom ungewollten Betreten der 
Straße abgehalten werden. 
 
Der Sachverhalt ist korrekt dargestellt. 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme und 
Berücksichtigung. Die Gewährleistung 
der Funktionsfähigkeit der 
Verkehrsinfrastruktur erfolgt im 
Rahmen der fachgutachterlichen 
Erschließungsplanung, auf deren 
Unterlagen verwiesen wird. 
Bauleitplanrelevante Vorgaben sind 
bereits durch Festsetzung von 
Sichtflächen in den Planunterlagen 
der 8. Änd. des BP2 enthalten. Die 
Einhaltung der genannten Hinweise 
zur Ausgestaltung der Sichtflächen 
wird durch Benennung im Teil B der 
Planunterlagen ebenfalls 
sichergestellt.  
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme und 
Berücksichtigung. Die in der 
Planzeichnung festgesetzten 
Sichtflächen (Sichtdreiecke) sind 
anhand der genannten gesetzlichen 
Anforderungen dimensioniert. Darüber 
hinaus wird auf die 
Erschließungsplanung verwiesen.  
 
Kenntnisnahme. Die Hinweise sind im 
Rahmen der Bauausführung zu 
berücksichtigen.  
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nehmigung vorzulegen. Der Entwurf ist gemäß den 
gültigen technischen Regelwerken aufzustellen.  
 
Weitere direkte Zufahrten und Zugänge dürfen zu 
der freien Strecke der Kreisstraße K 44 nicht 
angelegt werden.  
 
 
Wasser geklärt oder ungeklärt, dazu gehört auch 
gesammeltes Oberflächenwasser, darf  
nicht auf Straßengebiet der Kreisstraße K 44 
geleitet werden.   
 
 
Die Kosten der neuen Einmündungen und der 
daraus resultierenden baulichen Veränderungen an 
der Kreisstraße K 44 gehen gem. § 35 (1) StrWG 
zu Lasten des Planungsträgers.  
 
Die Zufahrt zur Kreisstraße K 44 stellt eine 
gebührenpflichtige Sondernutzung dar. Über  
die Höhe der Gebühren ergeht ein gesonderter 
Bescheid durch den LBV-SH. 
 
Hinweis:  
Für die neue Bebauung ist Lärmsanierung zu 
Lasten des Kreises als Baulastträger der 
Kreisstraße K 44 ausgeschlossen.  
Es ist mit Beeinträchtigung der Wohnnutzung  
durch Verkehrslärm und zunehmendem 
Verkehrslärm zu rechnen. 

 
 
Kenntnisnahme und 
Berücksichtigung. Weitere Zufahrten 
von der Landesstraße 44 sind nicht 
geplant.  
 
Kenntnisnahme und Berücksichtigung 
eine Leitung des Oberflächenwassers 
auf die K 44 ist nicht geplant. Es wird 
auf die Unterlagen zur 
Erschließungsplanung verwiesen.  
 
Kenntnisnahme. Es werden keine 
abwägungsrelevanten Inhalte 
vorgetragen. 
 
 
Kenntnisnahme. Es werden keine 
abwägungsrelevanten Inhalte 
vorgetragen. 
 
 
Kenntnisnahme. Es werden keine 
abwägungsrelevanten Inhalte 
vorgetragen. 
 
Kenntnisnahme. Die Stellungnahme 
wird nicht geteilt. Die geplante 
Nutzung verursacht naturgemäß kein 
erhöhtes Verkehrsaufkommen im 
Tagesverlauf, da sie für den 
längerfristigen Aufenthalt der den Ziel- 
und Quellverkehr bestimmenden 
Kraftfahrzeuge ausgelegt ist. 
Unzumutbares Verkehrsaufkommen 
durch die An- und Abreise der 
Nutzenden wird zudem über die 
Öffnungszeiten des Campingplatzes 
geregelt. Die potenziellen 
Lärmimmissionen der geplanten 
Nutzung werden durch ein 
entsprechendes Fachgutachten 
untersucht und als unkritisch 
bewertet. Auf diese Ausführungen 
wird verwiesen Auf diese 
Ausführungen wird im Übrigen 
verwiesen.   

20 Ministerium für Inneres, Kommunales, Wohnen und Sport – Landesplanung 

Stellungnahme vom 10.09.2024 

 Mit Schreiben vom 05.08.2024 informieren Sie über 
aktualisierte Planunterlagen zur 20. Änderung des 
Flächennutzungsplanes (vorher 18. Änderung) und 
zur 8. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 2 der 
Gemeinde Wendtorf.  
 
Ziel der Planung ist weiterhin die Schaffung der 
planungsrechtlichen Voraussetzungen für einen 
Wohnmobilhafen auf dem Gelände der Marina 

Der Sachverhalt ist korrekt dargestellt. 
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Stellungnahmen  

- Anregungen, Bedenken und Hinweise 

Gemeindliche Stellungnahme und 
Abwägungsentscheidung 

Wendtorf nördlich der Strandstraße. Der 
Plangeltungsbereich ist ca. 3,8 ha groß. Geplant ist 
ein Wohnmobilstellplatz für ca. 109 Fahrzeuge 
(vorher 107) sowie der zugehörigen Infrastruktur 
(Ver- und Entsorgungsstationen für Wohnmobile,  
Sanitärgebäude, Büroräume, Rezeption, 
Betriebsleiterwohnung, Sauna- und Ruhebereich). 
Neben den 109 Wohnmobilstellplätzen sollen noch 
264 Stellplätze (vorher 282) für Fahrzeuge (110 
PKW-Stellplätze (vorher 130) auf einer Hauptfläche 
und weitere 154 Stellplätze (vorher 152) auf einer 
teilversiegelten Nebenfläche).  
Im Flächennutzungsplan wird die östliche Fläche 
des geplanten Wohnmobilhafen bislang als  
Sondergebiet mit der Zweckbestimmung Segelsport 
und Werft dargestellt und soll entsprechend 
geändert werden. Im westlichen Bereich ist bislang 
eine Fläche für die Landwirtschaft dargestellt. 
Zukünftig soll auf Ebene des Flächennutzungs-
planes ein Sondergebiet mit der Zweckbestimmung 
„Wohnmobilhafen und PKW-Stellplätze“ dargestellt 
werden. In der derzeitig gültigen 7. Änderung des  
Bebauungsplanes Nr. 2 sind im östlichen Bereich 
bislang zwei Sondergebiete „Segelsport und Werft“ 
und ein Sondergebiet „Ferienwohnen und 
Segelsport“ festgesetzt. Dort sind bislang 354 
Stellplätze für Tagesgäste im Sommer, 154 
Stellplätze für Nutzungen in der Marina und 100 
Stellplätze für Hafenliegen und Tagesgäste 
zulässig.   
 
Die Landesplanung hat mit Schreiben vom 
13.02.2023 zu der Planung bereits Stellung  
genommen. Damals bestanden aus Sicht der 
Landesplanung zwar keine grundsätzlichen  
Bedenken gegenüber der Planung, eine 
abschließende Stellungnahme wurde jedoch  
zurückgestellt.   
In den Planunterlagen sollten noch Aussagen zum 
Bedarf an Wohnmobilstellplätzen, zum  
Nutzungs- und Betreiberkonzept, zu möglichen 
Alternativflächen und zu den ursprünglich  
angedachten Nutzungen ergänzt werden.   
 
 
Aus Sicht der Landesplanung nehme ich zu der 
Bauleitplanung wie folgt Stellung:  
 
Die Ziele, Grundsätze und sonstigen Erfordernisse 
der Raumordnung ergeben sich aus der am 
17.12.2021 in Kraft getretenen Landesverordnung 
über den Landesentwicklungsplan Schleswig-
Holstein – Fortschreibung 2021 vom 25.11.2021  
(LEP-VO 2021, GVOBl. Schl.-H. S. 1409, 
Ressortbezeichnungen geändert durch Artikel  
64 der Verordnung vom 27. Oktober 2023, GVOBl. 
Schl.-H. S. 514) sowie dem Regionalplan III 
(Amtsbl. Schl.-H. 2001, Seite 49).  
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Stellungnahmen  

- Anregungen, Bedenken und Hinweise 

Gemeindliche Stellungnahme und 
Abwägungsentscheidung 

In den Planunterlagen wurden Aussagen zum 
Wohnmobilstellplatzbedarf in der Region  
ergänzt. Insgesamt hat sich die Zahl der 
Wohnmobile in Deutschlang in den letzten sieben  
Jahren verdoppelt (von 390.000 auf 838.000). 
Hiernach kommen ca. 12-13 Fahrzeuge auf 
 
einen Stellplatz laut CIVD (Caravan Industrie 
Verbund e.V.). Die in der Gemeinde Wendtorf 
sowie in der Nähe gelegenen Campingplätze sowie 
Reise- und Wohnmobilstellplätze können diesen 
Bedarf an Stellplätzen aufgrund von  
Flächenverfügbarkeiten nicht ausreichend decken. 
Insofern soll durch die Planung der Bedarf an 
Wohnmobilstellplätzen in der Region gedeckt 
werden.   
 
Weiter wurden in den Planunterlagen Aussagen zur 
Standortwahl sowie zu möglichen Alternativflächen 
ergänzt. Da die Herstellung eines Reise- und 
Wohnmobilstellplatzes einen nicht unerheblichen 
Quell- und Zielverkehr verursacht, wurden aufgrund 
der günstigen Erschließungssituation ausschließlich 
Flächen an der Kreisstraße miteinander verglichen. 
Aus Immissionsschutzgründen wurden Flächen in 
der Nähe von Wohngebieten ausgeschlossen.   
 
Die Landesplanung nimmt die Aussagen zur 
Kenntnis.   
 
In den Planunterlagen wurde zudem ein 
Betreiberkonzept ergänzt. Hiernach soll die  
Betriebsgesellschaft die Stellplätze vermieten und 
vermarkten. Ein Teil der Stellplätze soll online 
bereits reservierbar sein. Zudem ist die 
Betriebsgesellschaft für die Wartung und  
Instandhaltung des Platzes zuständig.   
 
Weiter wird in den Planunterlagen ausgeführt, dass 
durch die vorherige 7. Änderung des  
Bebauungsplanes Nr. 2 insgesamt 608 Stellplätze 
festgesetzt wurden. Die jetzige Planung sieht 264 
Stellplätze vor. Die weiteren Stellplätze sollen im 
weiteren Bereich der Marina Wendtorf bereitgestellt 
werden. Der Standort der weiteren Stellplätze im 
Bereich der Marina wird aber nicht erläutert. Dies 
sollte ergänzt werden. Es wird an dieser Stelle auch 
auf die Stellungnahme der Bauaufsicht des Kreises 
Plön vom 09.09.2024 verwiesen.   
 
Aus Sicht der Landesplanung bestehen gegenüber 
der Planung keine Bedenken.  
 
Insbesondere wird bestätigt, dass der Planung 
keine Ziele der Raumordnung entgegenstehen.   
 
Diese Stellungnahme bezieht sich nur auf die 
Erfordernisse der Raumordnung und greift  
damit einer planungsrechtlichen Prüfung des 
Bauleitplanes nicht vor. Eine Aussage über  

 

 

 

 

 

 

  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Kenntnisnahme.  

 

 

Der Sachverhalt wird korrekt 
dargestellt. 

 

 

 

 

Kenntnisnahme. Es wird auf die 
Ausführungen zur Stellungnahme des 
Kreises (Stellungnahme Nr. 15, s.o.) 
verwiesen. 

 

 

 

 

 

 

Kenntnisnahme. Die Planung ist mit 
den Zielen und Vorgaben der 
Raumordnung vereinbar.  

 
 
 
Kenntnisnahme. Es werden keine 
abwägungsrelevanten Inhalte 
vorgetragen. 
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Stellungnahmen  

- Anregungen, Bedenken und Hinweise 

Gemeindliche Stellungnahme und 
Abwägungsentscheidung 

die Förderungswürdigkeit einzelner Maßnahmen ist 
mit dieser landesplanerischen Stellungnahme nicht 
verbunden. 

29 LKN SH - Landesbetrieb für Küstenschutz, Nationalpark und Meeresschutz 

Stellungnahme vom 09.09.2024 

 Zu den mir vorgelegten Planunterlagen nehme ich 
in Hinblick auf die Belange des Küsten- und 
Hochwasserschutzes Stellung.   
 
Das Plangebiet befindet außerhalb des 50 m 
Bauverbotsstreifens hinterm Landesschutzdeich.  
Die Belange des Küstenschutzes werden daher 
nicht berührt.  
 
  
Hinweis:  
Das Planungsgebiet wird durch den vorhandenen 
Landesschutzdeich in der Gemeinde  
Wendtorf vor Ostseehochwasserereignissen 
geschützt. Eine potenzielle Überflutungs-
gefährdung in Folge von Ostseehochwasser für das 
Hochwasserrisikogebiet kann allerdings nicht 
gänzlich ausgeschlossen werden. Sie besteht 
jedoch nur, sofern es bei einem extremen 
Ostseehochwasser zum Bruch des 
Landesschutzdeiches kommt.  
Daher wird empfohlen die elektrischen Anlagen 
abschaltbar zu errichten.  
 
Aufgrund dieser Stellungnahmen können 
Schadenersatzansprüche gegen das Land 
Schleswig-Holstein nicht geltend gemacht werden. 
Eine Verpflichtung des Landes Schleswig-Holstein 
zum Schutz der Küste und zum Hochwasserschutz 
sowie eine Entschädigung bei Hochwasser- und 
Eisschäden besteht nicht. 

 

 

 

Kenntnisnahme. Es werden keine 
abwägungsrelevanten Inhalte 
vorgetragen. 

 

 

 

Kenntnisnahme. Die Hinweise 
übersteigen die 
Regelungskompetenzen des 
Bauleitplanverfahrens und sind ggf. im 
Rahmen der Bauausführung zu 
berücksichtigen. 

 

 

 

 

 

 

Kenntnisnahme. Es werden keine 
abwägungsrelevanten Inhalte 
vorgetragen. 

 

30 Bundesamt für Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der Bundeswehr 

Stellungnahme vom 30.08.2024 

 Vorbehaltlich einer gleichbleibenden Sach- und 
Rechtslage werden Verteidigungsbelange nicht 
beeinträchtigt.  
 
Es bestehen daher zum angegebenen Vorhaben  
seitens der Bundeswehr als Träger öffentlicher 
Belange keine Einwände. 

Kenntnisnahme. Die Stellungnahme 
wird zur Kenntnis genommen. Es 
werden keine abwägungsrelevanten 
Inhalte vorgetragen. 

 

33 Vodafone Deutschland GmbH 

Stellungnahme vom 04.09.2024 

 Wir bedanken uns für Ihr Schreiben vom 
05.08.2024. 
 
Wir teilen Ihnen mit, dass die Vodafone GmbH / 
Vodafone Deutschland GmbH gegen die von Ihnen 
geplante Baumaßnahme keine Einwände geltend 
macht. Im Planbereich befinden sich keine 
Telekommunikationsanlagen unseres 
Unternehmens.  
 

Kenntnisnahme. Die Stellungnahme 
wird zur Kenntnis genommen. Es 
werden keine abwägungsrelevanten 
Inhalte vorgetragen. 
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Stellungnahmen  

- Anregungen, Bedenken und Hinweise 

Gemeindliche Stellungnahme und 
Abwägungsentscheidung 

Eine Neuverlegung von Telekommunikations-
anlagen ist unsererseits derzeit nicht geplant. 

35 Schleswig-Holstein Netz AG 

Stellungnahme vom 06.09.2024 

 Die uns zugesandten Unterlagen wurden im 
Hinblick auf unsere Belange geprüft.  
 
Sollten Sie den Parkplatz mit einer 
Ladeinfrastruktur versehen wollen müssen wir   
eine Trafostation errichten. Diese benötigt eine 
Grundfläche von 5,0x 6,0m.   
Zudem wird diese Grundfläche im Grundbuch 
vermerkt.   
 
 
 
 
Die Lieferzeiten für eine Station belaufen sich 
derzeit auf mindestens 25 KW.  
 
 
Im Geltungsbereich des B-Planes betreiben wir 
keine Versorgungsleitungen.   

 

 
 
Kenntnisnahme und 
Berücksichtigung. Die Errichtung einer 
Trafostation im Plangebiet ist 
allgemein zulässig und bei Bedarf 
möglich. Ein möglicher, 
zweckdienlicher Standort für die 
Trafostation ist in der Planzeichnung 
des Bebauungsplanes verortet.   
 

Kenntnisnahme. Es werden keine 
abwägungsrelevanten Inhalte 
vorgetragen. 

 

Kenntnisnahme. 

 

36 Stadtwerke Kiel AG 

Stellungnahme vom 04.09.2024 

 Die oben aufgeführte 8. Änderung des B-Plan 2 der 
Gemeinde Wendtorf haben die Stadtwerke Kiel AG 
sowie die Fachbereiche der SWKiel Netz GmbH 
hinsichtlich der stadtwerkeseitigen 
Versorgungsleitungen und -anlagen geprüft und 
nehmen wie folgt Stellung:  
 
Es bestehen grundsätzlich keine Bedenken.  
 
 
Gasversorgung:  
Die Konzession für die Versorgung mit Erdgas hält 
die SWKiel Netz GmbH, ein Unternehmen der 
Stadtwerke Kiel AG.  
Seitens der Stadtwerke Kiel AG ist in dem 
betreffenden Gebiet aufgrund der  
Dekarbonisierungsstrategie der Bundesrepublik 
Deutschland – Ausstieg aus der Erdgasversorgung 
bis zum Jahr 2045 - keine Gasnetzerweiterung 
vorgesehen. 
 
Sollte trotzdem ein Ausbau des Gasnetzes 
gewünscht sein, setzen Sie sich bitte mindestens  
6 Monate vor dem geplanten Baubeginn mit 
Angabe der benötigten Leistungswerte über das  
Postfach projektinfo@stadtwerke-kiel.de mit uns in 
Verbindung.  
 
Für weitere Fragen stehen wir Ihnen gerne zur 
Verfügung. 

 

 

 

 

 

Kenntnisnahme. Es werden keine 
abwägungsrelevanten Inhalte 
vorgetragen. 

 

Kenntnisnahme. Eine Versorgung des 
Plangebietes mit Gas ist nicht 
vorgesehen.  

 

37 GMSH – Gebäudemanagement SH 

Stellungnahme vom 10.09.2024 
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Stellungnahmen  

- Anregungen, Bedenken und Hinweise 

Gemeindliche Stellungnahme und 
Abwägungsentscheidung 

 Die mir im Internet zugänglichen Planunterlagen 
habe ich auf Belange des Landes Schleswig –  
Holstein hin überprüft und erhebe hierzu keine 
Einwände, da keine Landesliegenschaften betroffen  
sind.   
 
Bei Rückfragen stehe ich Ihnen gerne zur 
Verfügung.   

Kenntnisnahme. Die Stellungnahme 
wird zur Kenntnis genommen. Es 
werden keine abwägungsrelevanten 
Inhalte vorgetragen. 

 

40 Landeskriminalamt SH - Kampfmittelräumdienst 

Stellungnahme vom 05.08.2024 

 Hiermit teile ich Ihnen mit, dass für das Gebiet 
(siehe Betreffzeile) keine Auskunft zur  
Kampfmittelbelastung gem. § 2 Abs. 3 
Kampfmittelverordnung S-H erfolgt.  
 
Eine Auskunftseinholung beim 
Kampfmittelräumdienst S-H ist nur für Gemeinden  
vorgeschrieben, die in der benannten Verordnung 
aufgeführt sind.  
 
Die Gemeinde/Stadt Wendtorf liegt in keinem uns 
bekannten Bombenabwurfgebiet.  
 
Für die durchzuführenden Arbeiten bestehen aus 
Sicht des Kampfmittelräumdienstes   
keine Bedenken.  
 
Zufallsfunde von Munition sind jedoch nicht 
gänzlich auszuschließen und unverzüglich der  
Polizei zu melden. (siehe Merkblatt)  
 
Für weitere Fragen stehen wir Ihnen gerne zur 
Verfügung. 

Kenntnisnahme. Die Stellungnahme 
wird zur Kenntnis genommen. Es 
werden keine abwägungsrelevanten 
Inhalte vorgetragen. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme und 
Berücksichtigung. Der Hinweis ist 
bereits in den Planunterlagen 
(Begründung) enthalten. 

41 Landesamt für Vermessung und Geoinformation SH 

Stellungnahme vom 27.09.2024 

 Ich bedanke mich für die Beteiligung bei der 
Planung und entschuldigen Sie bitte die verspätete 
Stellungnahme. 
 
Aus meiner Sicht bestehen aus unserem Hause 
keine Bedenken gegen das Vorhaben, insofern 
meldet das Landesamt für Vermessung und 
Geoinformation Schleswig-Holstein (LVermGeo 
SH): Fehlanzeige. 
 
 
Diese Mitteilung stellt keine Vorprüfung für eine 
Richtigkeitsbescheinigung dar. 
 
 
 
 
Allgemeine Hinweise: 
Es wird auf den Schutz von Vermessungsmarken 
nach § 8 sowie auf den Schutz von Grenzmarken 
nach § 18 Abs. 5 aufgrund des Gesetzes über die 
Landesvermessung und das Liegenschaftskataster 
(Vermessungs- und Katastergesetz – VermKatG) 

 
 
 
 

Kenntnisnahme. Die Stellungnahme 
wird zur Kenntnis genommen. Es 
werden keine abwägungsrelevanten 
Inhalte vorgetragen. 

 
 
Kenntnisnahme. Der Sachverhalt ist 
bekannt. Eine 
Richtigkeitsbescheinigung wird im 
weiteren Planverfahren durch den 
Vorhabenträger eingeholt. 
 
 

Kenntnisnahme. Die Stellungnahme 
wird zur Kenntnis genommen. Es 
werden keine abwägungsrelevanten 
Inhalte vorgetragen. 
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Stellungnahmen  

- Anregungen, Bedenken und Hinweise 

Gemeindliche Stellungnahme und 
Abwägungsentscheidung 

vom 12.05.2004 (GVOBl. Schl.-H. S. 128) 
hingewiesen. 

43 Ericsson Services GmbH / Deutsche Telekom 

Stellungnahme vom 13.08.2024 

 Vielen Dank für Ihre Anfrage. 
  
Die Firma Ericsson wurde von der Deutschen 
Telekom Technik GmbH beauftragt, in ihrem 
Namen, Anfragen zum Thema Trassenschutz zu 
bearbeiten. 
  
Bei den von Ihnen ausgewiesenen Bedarfsflächen 
hat die Firma Ericsson bezüglich ihres Richtfunks 
keine Einwände oder spezielle Planungsvorgaben. 
Diese Stellungnahme gilt für 
Richtfunkverbindungen des Ericsson – Netzes und 
für Richtfunkverbindungen des Netzes der 
Deutschen Telekom.  
  
Bitte richten Sie Ihre Anfragen (Ericsson und 
Deutsche Telekom) ausschließlich per E-Mail an 
die:  bauleitplanung@ericsson.com 

Kenntnisnahme. Die Stellungnahme 
wird zur Kenntnis genommen. Es 
werden keine abwägungsrelevanten 
Inhalte vorgetragen. 
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Fazit / Beschlussfassung 


